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Schwerpunktmäßige Zusammenfassung

Die Neufassung der Verordnung 4064/89 erlaubt es, Gemeinschafrsunter_
nehmen auch dann als Zusammenschlüsse zu beurteilen, wenn sie zu einer
wettbewerbsbeschränkenden Koordinierung führen. Dadurch verlagert sich
der Schwerpunkt von Artikel 81 zur Zusammenschlusskonrrolle. Die Krite-
rien des Artikels 81 gelten aber in diesem Rahmen genau so wie im Falle von
Gemeinschaftsunternehmen, die entweder keine Gemeinschaftsdimension
haben oder keine selbständige \flirtschafrseinheiren sind (also keine Voll-
funkdon haben) und damit im Rahmen der Verordnung 17 zu beurteilen
sind. Die Kriterien sind dieselben, und deshalb sollte auch das Ergebnis das-
selbe sein, unabhängig davon, wo der Schwerpunkt eines Gemeinschaftsun-
ternehmens liegt. Die bisherige Entscheidungspraxis der Kommission zur
Zusammenschlusskontrolle zeigt aber eine bemerkenswertè Zurückhalrung,
eine wettbewerbsbeschränkende Koordinierung der Muttergesellschaften
überhaupt zu bejahen und damit in eine Prüfung der wirtschaftlichen Vor-
und Nachteile nach Ardkel 81 Abs. 3 einzurreten; Die Kommission ist sich
offenbar bewusst, dass der neue Artikel 2 Abs.4 mir mehr Leben erfüllt wer-
den muss, aber vorläufig über.wiegr der Eindruck, dass Arrikel 81 für die
Anwendung der Zusammenschlusskonrolle durch die Kommission ein
unnötiger ,,Bailast" ist. Dies gilt auch für die Beurteilung von Nebenabreden,
deren ancillary-Test sie den Beteiligten und den narionâlen Gerichten über-
lassen will. Damit besteht ein augenfälliger Kontrast zu der Anwendung von
Artikel 81, wie sie die Kommission in Einzelfällen, Gruppenfreistellungsver-
ordnungen und Leitlinien vorgezeichnet hat. Solange solche Unterschiede
fortbestehen, wird die Suche nach dem Schwerpunkt eines Gemeinschafts-
unternehmens weitergehen.

Konzeption und Strukturen des Wirtschaftsrechts"

Fnrrz RrrrNen

I. Die bisherige Entwicklung des deutschen
und europäischen !Øirtschaftsrechts

.1. Das \Wirtschaftsrecht ais eigenständiges Rechtsgebíetwuráe Anfang des

21.Jøhrbunderts in Deatschland entdeckt. In diesem damals schon stark

industrialisierten Land hatten sich Rechtsentwicklungen gezeigt, die das

überkommene System des Römischen Rechts (in seiner Ausprägung durch
das Naturrecht des lB.Jahrhunderts) nicht mehr einfach in sich aufnehmen

konnte: Arbeiterschutzrecht, Sozialversicherungsrecht, Patentrecht, Recht

gegen den unlauteren \íettbewerb und ähnliche Phänomene erforderten
schon vor 1974 gesetzlíche Regelungen, die weder im klassischen Privatrecht
noch im herkömmlichen öffentlichen Recht einen Platz fanden. Aber auch

der Rechtsprechung und der Kautelarjurispntdenz steilten sich moderne
Erscheinungen wie Kartelle, Konzerne, Gewerkschaften, langfristige Lie-
ferungsverträge, Knebelungsverträge u,a.m. Das Kriegswirtschaftsrecht des

l.\leltkrieges (1914-18), das die gesamte \flirtschaft mit der Zeit in den
Dienst des Staates setzte, sahen die meisten Zeitgenossen zwar noch als etwas

Vorlãufiges an und hofften, dass es mit dem Krieg von selbst sein Ende finden
wurde; aber sie wurden enrtäuscht. Sozialisierungsversuche, Reparationsfor-
derungen der Siegermächte und eine exorbitante Geldentwertung nötigten
zu weiteren staatlichen Regelungen und richterlichen Eingriffen über das bis-
her anerkannte Maß hinaus.

Das Grandprinzip des 'Wirtschaftsrechts formulierte denn auch schon
Art. 151 der \üeimarer Reichsverfassung von 1919:

,,Die Ordnung des \flirtschaftslebens muss den Grundsätzen der Gerech-
tigkeit mit demZiel der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins

für alle entsprechen. In diesen Grenzen ist die wirtschaftliche Freiheit des

einzelnen zu sichern."

. Die Arbeit geht auf einen Auftrag des chinesischen ,,Forums für'$Øirtschaf¡srecht"
zurück und wurde teilweise schon in Bd. I (2000) dieser Zeitschrift, ùbersetzt von Prof.
Zheng Youde, Vuhan, auf S. 21 ff. verö{fentlicht. Die Fußnoten beschränken sich auf die

wichtigsten Hinweise. Vgl. zum Ganzen jetzi at;'ch Stollein'{lie en¡steht ein \fissenschafts-
zweig? Wirtschaftsrecht und \flirtschaftsverteilungsrecht nach dem Ersten rVeltkrièg, in:
Bauer/Gybulka/Kahl/Vosskühle (Hrsg.), Umwelt, \linschaft und Recht,2002, S. 1'
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Er zeigt die Spannung auf, in der jede wirtschaftsrechtliche Regelung und

Entscheidung zwangsiäufig stehen: Die Freiheit der Einzelnen zur selbstver-

antwortlichen Gestaltung ihrer Rechts- und Lebensverhältnisse - ein ur-
sprüngliches Menschenrechtl - ist für eine moderne dynamische Gesellschaft

.b.nro wichtig wie die Gerechtigkeit, die alle Menschen als gleichberechtigt

ansieht und ;'edenfalls auch den Alten, Kranken und Behinderten ein aus-

kömmliches und menschenwürdiges Leben sichern soll.

2. Dem \X/irtschaftsrecht liegt, wie übrigens der gesamten modernen Rechts-

ordnung, der Begrdf d.er Person zugrunde, der selbst ein Gleichheitsbegriff ist:

Jeder Mensch ist Rechtsperson in dem Sinne, dass er grundsätziich wie jeder

andere die Kompetenz hat, sowohl die allgemeinen als auch seine eigenen

Rechmverhältnisse zu gestalten. Dies geschieht im modernen Recht auf

zweierlei lweise: Zum einen durch freie und gleiche \Xrahlen der Legislative,

indem die Bürger nach dem Grundsatz ,,one man one vote" ihre Stimme ab-

geben oder sich selbst wählen lassen; zum anderen durch die jedermann

gleichermaßen zur Verfügung stehenden privatautonomen Instrumente, wie

den Vertrag, die Gesellschaften, die Ehe, das Testament. Mit diesem privat-

rechtiichen Instr-umentarium befriedigen die Einzelnen - in der Regel zusam-

men mit anderen - nicht nur ihre Bedürfnisse, sondern richten überhaupt ihre

Lebensumstände ein. Sie tun dies übrigens keineswegs beliebig oder willkür-
lich, da der Einzelne zu fast allen Rechtsgeschäften wenigstens eines Partners

bedarf, so etwa für den Austausch von \(/aren oder Leistungen gegen Geld.

Auf diese \Weise gewährleisten schon die Institute des Privatrechts, dass das

einzelne konkrete Rechtsgeschäft - einen gewissen \íettbewerb vorausge-

setzt - typischerweise zu einem gerechten, zumindest vertretbâren Interessen-

ausgleich zwischen den Partnern führt. Die Instrumente des Verfassungs- und

Verwaltungsrechts, also der anderen Gestaltungsweise einer modernen Ord-
nung, erweisen sich demgegenüber, so unverzichtbar sie auch als solche sind,

als wesentlich komplizierter: es bedarf vielfältiger Kontrollen durch Aufsichts-

behörden, Gerichte, der Öffentlichkeit usw, um zu gewährleisten, dass die

- wohlgemerkt auf die politischen \üahien zurückgehende - öffentliche Ge-

walt, namentlich der Gesetzgeber und die Regierung sowie die unzähligen

Behörden des Staates und der Gemeinden einigermaßen richtig, d. h' rein sach-

lich motivierte und gesetzmäßige Entscheidungen im Einzelfall treffen,

3. Das \íirtschaftsrecht ergânzt mithin das Instrumentarium des Privat-

rechts und des öffentlichen Rechts durch den Gedanken der gesamttøirt-

scbaftlicben RichtigÞ,eit. Denn so gewiss die privatrechtlichen Rechtsge-

schäfte auch typischerweise richtige Ergebnisse zwischen den Beteiligten

garantieren mögen, so wenig gewiss ist es, ob sie nicht im Einzelfall der ge-

Konzeption und Strukturen des lü/irtschafts¡echts 979

samtwirtschaftlichen Ordnung schaden. So können sich die Verrragsparreien
z. B. durch ein Produzentenkartell überhöhre Preise auf Kosren der Verbrau-
cher verschaffen, ihre Märkte aufteilen oder gar ein Monopol für einen Markt
begründen mit der Folge, dass die Vertragsfreiheit mangels hinreichenden
\flettbewerbs auf diesem Markt nicht mehr funktioniert, die Personen auf der
Marktgegenseite vielmehr dem Diktar des Monopolisten aìrsgelieferr sind.
Diese zusätzliche Richtigkeitsgewähr lässt sich au? seh. verschiedene líeise
durchsetzen: Ein rü/ettbewerbsgesetz kann dafür sorgen, dass der \íettbewerb
auf den Märkten möglichst nicht durch Absprachen oder durch Monopole
beschränkt wird. Eine behördliche Aufsichr kann zusàtzlich versuchen, dass

das lØettbewerbsgesetz auch realisiert wird und darüber hinaus für besonders
gelàhrdete \ü/irtschaftszweige, wie z.B. Kredit- und Versicherungswirtschaft,
eigene Aufsichtsbehörden einrichten. Daneben wirkt eine - gesetzlich an-
geordnete - Kontrolle durch Gerichte, rü/irtschaftsprüfer sowie - vielleicht
auch - die Beteiligung von Belegschafts- und Gewerkschafrsverrrerern in den
Aufsichtsräten großer Unternehmen.

Derartige wirtschaftsrechtliche Regelungen sprengen das vom 1 9. Jahrhun-
dert überkommene Rechtssystem, das die beiden großen Rechtsgebiete, das
Privatrecht und das öffendiche Recht, fast unverbunden nebeneinander ge-
stellt hatte. Gerade weil die deutsche Dogmarik jener Zeit eine derartige
Dichotomie besonders nachdrücklich betrieben und damir in vielen Län-
dern der \flelt Nachfolge gefunden hatte, war die deutsche lü/issenschafr vor
100Jahren als erste aufgerufen, das überkommene System durch das V/irt-
schaftsrecht zu er gänzen.

4. Die Bundesrepøblik Dewtschland verzichrete in ihrem Grwndgesetz
darauf, ausdrücklich eine bestimmte ,,tWirtschaftsverfassung" oder auch nur
wirtschaftsrechdiche Grundordnung zu staruieren, begnügte sich vielmehr
mit den klassischen Grundrechten und Zuständigkeitsregeln, so nâmentlich
zwischen dem Bund und den Ländern. Das Bundesverfassungsgericht hat
deswegen auch von Anfang an beronr, dass die Verfassung dem Gesetzgeber
ermögliche, ,,die ihm jeweils sachgemäß erscheinende rü/irtschaftspolitik zu
verfolgen, sofern er dabei das Grundgesetz beachtet"2. Diese - eigentlich
selbstverständliche - Erkenntnis schließt sowohl eine völlig freie Marktwirt-
schaft des Laisser-faire wie auch eine Zentralverwaltungsgeselischaft nach
dem Modell der Sowjetunion (und der DDR) ebenso aus wie ,,srändisch-kor-
porative Ordnungen"s. Den einen \ffeg versperrt die Sozialstaatsklausel der
Verfassung, die anderen die Grundrechte auf Berufsfreiheit, Eigentum, Erb-
recht und Assoziationen. Die Erkenntnis ließ so dem Geserzgeber und den
politischen Kräften einen großen Spielraum von ,,trial and error" für das
ìlirtschaftsrecht und verhinderte mit Recht die unmitteibare übernahme

2 BYerlGE 4,7,17.
I BVerfGE 50,290,353.

1 Ygl. Dürig Eigentum als Menschenrecht, ZgSt\Ø 109 (1953) 326; Leisner Eigentum,

HSIR Bd. VI, 1989, $ 149 Rdnr. 16fL; BVerfGE 50'290,344Í{'
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soziaiv¡issenschaftlicher Modelle, wie sie etwâ die Marxisten oder die Ordo-
liberalen anboten.

Als 1989/90 das zentralverwaltungswirtschaftliche System der DDR auf-
gelöst und die damalige DDR in die Verfassung des Grundgesetzes inte-
griert wurde, legten die Vertragspartner im Staatsvertragüber die ]X/ährungs-,

Virtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 (Bundesgesetzbiatt II S.537)
ausdrücklich fest, dass ,,Grundlage der \Øirtschaftsordnung ... die Soziale
Marktwirtschaft" sein soll, diese besdmmt ,,insbesondere durch Privateigen-
tum, Leistungswettbewerb, freie Preisbildung und grundsätzlich volle Frei-
zügigkeit von Arbeit, Kapital, Gütern und Dienstleistungen" (Art. 1 Abs. 3).
Das bedeutete jedoch nicht, wie wohl manche meinten, dass ein gewisses
(welches?) wirtschaftspolitisches Programm, etwa das der ,,sozialen Markr-
wirtschaft" in einem bestimmten Sinne positiviert wurde. Vielmehr hat der
deutsche Gesetzgeber weiterhin volle Gestaltungsfreiheit, wenn auch selbst-
verstãndlich in den Grenzen, die die Verfassung ihm serzt. Die ,,Soziale
Marktwirtschaft", bleibt demgegenüber ein Programm der tü/irtschaftspoli-

tik, das zwar inzwischen fast alle politischen Parteien anerkennen, das gleich-
wohl inhaldich noch immer recht wenig bestimmt ist und auch wohl so blei-
ben wird.

5. Die Ewropäische Wirtscbaftsgemeinschaft wd spärer die Earopàische
Gemeinscbaft haben ein eigenes \íirtschaftsrecht entwickelt, das dem Recht
der Mitgliedstaaten, selbst deren Verfassung vorgeht. Dieses Recht setzt das -
noch immer und für lange Zeìt - unterschiedliche Privatrecht der Sraâren
voraus und hat das vornehmiiche Ziel, die \Wirtschaftsgrenzen innerhalb der
Gemeinschaft zu beseitigen und so einen effekriven gemeinsamen Markr für
ihre Bürger zu schaffen. Hierzu statuiert es - ähnlich.wie zuvor das Grund-
gesetz - die Freizügigkeit für Arbeirnehmer, IJnternehmer und Kapital und
damit den Vettbewerb. Diese Freihei¡en sichert es sowohl gegen die Einzel-
stâaten als auch gegen private und manche staatlichen \Øertbewerbsbeschrän-
kungen (dies durch die -X/etrbewerbsregeln der Art. 31ff. EGV) sowie durch
das Subventionsverbot gegen die Sraaten (Art.92ff. EGV) und das Diskrimi-
nierungsverbot (Art. 12 EGV). Die soziale Flanke des lØirtscha{rsrechts über-
lässt der EGV zwar grundsätzlich den Sraaren, gibt in Art. 136ff., aber eine
Reihe von Vorschriften und Ermächtigungen.

II. Die Strukturen des Virtschaftsrechts

t. Überblicþ

Die struþ.twrelle Übereinstimmung von europäischem und deutschem
tü/irtschaftsrecht legt es nahe, beide Rechte nach denselben Prinzipien zu
systematisieren, also in elz System zu bringen. Das hilft auch der Praxis.
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Denn da viele Materien bereirs europarechtlich geregelt sind, muss der
Rechtsanwender stets beide Rechtsordnungen zugleich ins Auge fassen. Das
gilt jedenfalls für das materielle Recht. Das Verfahrensrechr und nocii mehr
seine Praxis zeigen freilich beträchtliche Differenzen. Das europäische Recht
wird grundsätzlich von der EG-Kommission als oberster Verwaltungsbehörde
durchgesetzt, und über Rechtsstreitigkeiten, auch privatrechtlicher Arr, ent-
scheiden das europäische Gerichr und der europäische Gerichmhof.

Dennoch empfiehlt es sich, für das S7irrschaftsrecht ein einheidiches,
gleichwohl offenes System, das die verfahrensrechdichen Unterschiede erwas
an dem Rand häh Eine solche Lösung liegt meinem Lehrbuch ,,\Øirtschafts-
recht"a zugrunde. Einen anderen \Weg geht das \ùTirtschafrsrecht Wolfgang
Fiþentscherss: Es stellt die Rechte unverbunden nebeneinander. Auch im
weiteren Aufbau unterscheiden sich beide \Øerke, wenngleich jedes sich in
einen ,,Ailgemeinen Teil" und in einen ,,Besonderen Teil" gliederr. \fährend
Fiþentscher sein ,,Allgemeines \X/irtschaftsrecht" ohne weireres der ,,markt-
wirtschaftlichen Ordnung" gieichsetzt und sein,,Besonderes Virtschafts-
recht" die Interventionen des Staates behandelt6, begreift Rittner den A.lige-
meinen Teil weiter, nämlich als die grundsätzliche und allgemeine Komperenz-
ordnung zwischen lJnternehmen, Gesetzgeber, Regierung und Verwaltung,
einschließlich des Kartellrechts und des allgemeinen Lenkungsrechts und
überlässt dem ,,Besonderen Teil" ledigtich die speziellen Regelungen für
einzelne 1ü/irtschaftszweige, die folgerichtig an dem ailes beherrschenden
Gleichheitsgrundsatz zu messen sind. - Demgegenùber haben die Einreilun-
gen ,,\X/irtschaftsverwaitungsrecht" und ,,rWirtschaftsprivatrecht", in denen
das alte Systemdenken noch fortwirkt, andere Funktionen: Das \Wirtschafts-

verwalrungsrecht ist als Zweig des Besonderen Verwaltungsrechts zu ver-
stehen,T während das \ü/irrschaftsprivatrechr ledigiich die privatrechtlichen
Gebiete zusammengefassr, die die Unrernehmenspraxis und/oder die l7irt-
schaftswissenschaftler besonders inreressierens.

a RittnerWirr.schaftsrecht, 2. Aufl. 1996, Neuauflage, gemeinsam mit Meinrød, Dreher,
in Vorbereitung.

s Fiþentsclter \x/irtschaftsrecht, Bd. I \øelrq/irrschaftrecht und Europäisches \firt-
schafmrecht, 1983, Bd. II. Deutsches \X/irtschaftsrecht, 1983.

6 Fih.entscber (FN 5), Bd. I, S.40.
7 Ygl. z.B. Frotscher rVirrschaftsverfassungs- und'Wirrschaftsverwaltungsrecht,

3. Aufl,1999.
8 Vgl. z.B. Führich \XÌirtschaftsprivatrecht. Grundzüge des Zivil-, Handels-, Gesell-

schafts-, lWettbewerbs- und Verfahrensrechts für \ùØirtschafiswissenschaftler und Unrerneh-
menspraxis, 2. 

^rfl.7996; 
Pellea (Hrsg.) Beck'sches \íi¡tschafrsrechts-Handbuch, 2. Aufl.,

2001.
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2. Allgemeine s'Wirtsch aftsre cbt

Im Allgemeinen tï/irtscbaftsrecbt finden sich neben dem fundamentalen
Privatrecht die hoheitlichen Funktionen, die allgemeinen Regeln des Unrer-
nehmensrechts, das Kartellrecht und das allgemeine Lenkungsrecht.

a) Die hoheitlichen Funktionen

Dte hoheitlichen Funktionen verteilen sich einerseits auf die EG und die
Bundesrepublik, andererseits auf die vertr¿uten, aber teilweise im \flirt-
schaftsrecht modifizierten Staatsfunktionen, Gesetzgebung, Regierung, Ver-
waltung und Rechtsprechung auf den beiden Ebenen. Bei der EG liegen
lediglich ganz bestimmte Kompetenzen, nämlich die Hoheitsrechte, welche
die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft übertragen haben; vgl. Ãrr.23 GG. Das
sog. Prinzip der Einzelermächtigung (zugunsten der EG) hat seinen Grund
darin, dass vorerst iediglich die Staatsgewalt dei"Mitgliedstaaten demokra-
tisch Iegitimiert ist, während das Europäische Parlament mangels eines euro-
päischen Staatsvolkes den EG-Organen eine solche Legitimation noch nicht
liefern kann.

(1) Die Gesetzgebung ist dementsprechend zwischen EG und Deutsch-
land geteilt. Die Gemeinschaft hat freilich nur spärliche Kompetenzen zur
unmittelbaren Rechtssetzung, die sie durch Verordnungen ausübt, so nament-
lich die Verordnung über die Zusammenschlusskontrolle vom 31. De2.1.989
(ABl Nr. L 395) sowie die Verordnuîgeî ztr Durchführung der Art.81ff.
EGV. Im Übrigen erlässt die EG ,,Richtlinien" zur Harmonisierung der
nationalen tü/irtschaftsrechte, die die nationalen Gesetzgeber in ihre Rechte
übernehmen müssen, wobei ihnen ein mehr oder weniger großer Spielraum
zusteht. Da die EG bereits sehr viele Richtlinien erlassen hat, sind weite Ge-
biete insbesondere des lJnternehmensrechts, des Vergaberechts und andere
Bereiche des Besonderen \Wirtschaftsrechts inzwischen materiell einheitlich.

(2) Die Regierungsfunþtionen liegen noch überwiegend bei den Einzel-
staaten. Die EG-Kommission ùbt zwar gewisse Regierungsaufgaben für die
Gemeinschaft aus, aber eben nur beschränkt und in übertragener Zustandig-
keit. Auf der Regierungsebene arbeitet auch die Europäische Zentralbank,
die die Geldpolitik der Gemeinschaft führt (Art. 105ff. EGV). Sie ist unab-
hängig gegenüber den anderen Organen der Gemeinschaft sowie gegenüber
den Mitgliedstaaten und nur ihren Aufgaben verpflichtet.

(3) Die (Wirxchafts-)Verwahung obliegt auf europäischer Ebene der
Kommission und den verschiedenen Generaidirektionen, die der Kommis-
sion zuarbeiten. Da die Kommission nicht nur ein politisches Organ, son-
dern auch ein Kollegialorgan ist, haben die Generaldirektionen mit ihrem
hervorragenden Sachverstand in vielen Bereichen eine außerordentlich starke
Position, was rechtsstaatlich nicht immer befriedigt.
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In Deutschland spielt neben der staarlichen Verwaltung die Selbstz,erwal-
fi4ng eiîe erhebliche Rolle. Vor allem die Industrie- und Handelskammern
und die Handwerkskammern, gesetzlich angeordnete Zusammenschlüsse der
Unternehmen eines bestimmten politischen Bezirks, nehmen viele Aufgaben
wahr, die sonst staatliche Behörden erfüllen müssren, so etv/a in der Berufs-
bildung, bei der Erteilung von lJrsprungszeugnissen und Bescheinigungen,
für Sachkundeprüfungen, für Gutachten über Rechts,, Verkehrs- und andere
die \lìrtschaft angehende Fragen.

Die Staatsaerw,ahwng kann sich infolgedessen auf eigentlich hoheitiiche
Aufgaben beschränken. Sie verteilt sich in Deutschland auf den Bund und die
Lànder. Die wirtschaftsrechtlich wichrigeren Behörden finden sich auf Bun-
desebene, so das Bundeskartellamt, die Bundesau{sichtsämter für das Kredit-
wesen, für das Versicherungswesen und für \Wertpapierhandel - diese 2OO2

zusammengefasst in der Bundesanstalt für Finanzdiensrleisrungen - sowie
das Bundesamt für gewerbliche \Øirtschaft.

(a) Die Rechtsprechwng liegt für das europäische Recht bei den EG-Ge-
richten, im Übrigen bei der deutschen Justiz. Die europäischen Gerichte ent-
scheiden nicht nur über Streitigkeiten zwischen den EG-Organen und den
Bürgern, sondern schlechthin über ,,die tWahrung des Rechts bei der Ausle-
gung und Anwendung" des EGV (Arr.220 EGV). Infolgedessen haben die
Gerichte der Mitgliedstaaten derartise Fragen den europäischen Gerichten
zur ,,Yorabentscheidung" vorzulegen (Art.234 EGV), die daraufhin verbind-
lich und infolgedessen mit EG-breiter \íirkung entscheiden.

b) Das lJnternehmensrecht

Das Unternehntensrecht bestimmt, welche Personen ein lJnternehmen
gründen und betreiben dürfen.e Nach Art. 12 GG ist dazu prinzipiell jeder
Deutsche befugt; ihm stehen nach dem EGV die Bürger der anderen EIJ-
Staaten gleich. Dennoch schränkt das .ülirtschafrsrecht in seinen spezifischen
\Øertungen die Unternehmerfreiheir und die privatautonomen Komperenzen
in mancher Hinsicht ein.

(1) Die allgemeinen Unternebntensuäger, die das deutsche Recht zur Ver-
fügung stellt, stammen durchweg aus älteren Zeiren namentlich des Han-
delsrechts. Es sind einmal die primären lJnternehmensträger: der Einzelkauf-
mann, die OHG, die Kommanditgesellschaft, die Akùengesellschaft, die
Kommanditgesellschaft auf Aktien, die Gesellscha{t mir beschränkter Haf-
tung, die eingetragene Genossenschafr sowie die beiden sekundären Typen
des v¡irtschaftlichen Vereins und der Stiftung. Daneben gibr es den Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit als einzigen branchenbezogenen Typ und die

e Ygl. dazu Rittner, IJnternehmensrecht und lJnternehmerfreiheit, 1998.
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Europäische \Øirtschaftliche Interessenvereinigung sowie Europäische Aktien-
gesellschaft als Typen des EG-Rechts. Von ihnen ist vor allem die deutsche
AG als regelmäßiger Träger von Großunternehmen immer wieder umgestal-
tet worden, damit sie die sich verändernden wirtschaftiichen Aufgaben opri-
mal erfùllen kann. In den mittleren und großen Gesellschaften nehmen
zudem Belegschaft und bei Lerzteren auch Gewerkschaftsvertreter im Auf-
sichtsrat an der \flillensbildung teil, wenn auch das letzte Entscheidungsrecht
stets den Kapitalvertretern, also dem Eigentum, zusteht.

Für manche Branchen sind nur bestimmte Gesellschaften als Unter-
nehmensträger zugelassen, so für die Versicherungswirtschaft, die AG
und der WaG, für Kreditinstitute nur die AG und die KGaA, für Bau-
sparkassen nur die AG und für Kapitalanlagegesellschaften nur die AG und
GmbH.

(2) Die öffentliche Hand., also der Staat und die Gemeinden, können als
juristische Personen ebenfalis lJnternehmen gründen und betreiben sowie
sich an Gesellschaften beteiligen. Gewisse Grenzen setzt jedoch das Haus-
haltsrecht, nicht aber allgemein das \Øirtschaftsrecht und auch nicht die EG
(vgl. Art. 86 EGV), obwohl die Zwetlel an dieser Tätigkeit sich immer mehr
verbreiten, ob die öffendiche Hand solche Aufgaben übernehmen sollte. Eine
konsequente Liberalisierungspolitik der EG hat in den lerztenJahren dazu
geführt, dass viele lJnternehmen und Beteiligungen privatisiert wurden oder
wenigstens ihre Privatìsierung eingeleitet wurde, so die Bundesbahn und die
Bundespost. Bei der öffendichen Hand liegen freilich ¿uch noch Unterneh-
men in besonderen Rechtsformen des öffentlichen Rechts, so vor allem die
Sparkassen, die Landesbanken, gewisse Versicherungsunternehmen und die
Rundfunkanstalten. Die EG-Kommission steht diesen Phänomenen, die in
Deutschland eine besondere Rolle spielen, sehr skeptisch gegenüber und
wird zunächst die Sparkassenorganisation zwingen, auf die traditionelle
IJnterstützung durch Gemeinden und Länder zu yerzìchteî. Das schwierige
Problem, wieweit lJnternehmen der,,Daseinsvorsorge" (services publiques)
einen besonderen ,,Steilenwert" beanspruchen können, versucht Art. 16 EGV
durch einen Formelkompromiss zu lösen.

(3) Die Unternebmensr.,erbände, die sich sowohl auf europäischer wie
auch auf nationaler Ebene finden, sind - anders als die Industrie- und
Handelskammern (vgl. ob.2a (3)) - privatrechtliche Gründungen der betref-
fenden lJnternehmen, können also frei gegründet und aufgeiöst werden. Sie

weisen eine große Vielfalt auf und sind zur Beratung von Gesetzgeber, Regie-
rung und Verwaltung, aber auch zur Information ihrer eigenen Mitglieder
und der Öffendichkeit unerlässlich. Dennoch scheut man sich mit Recht
davor, sie zu institutionalisieren. Eine gewisse Ausnahme macht der'SØirt-
schafts- und Sozialausschuss der EG, in dem ,,Vertreter der verschiedenen
Gruppen des wirtschaftlichen und soziaien Lebens, insbesondere der Erzeu-
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ger, der Landwirte, der Verkehrsunternehmer, der Arbeitnehmer, der Kauf-
leute und Flandwerker, der freien Berufe und der Allgemeinheit", also
Vertreter von sehr verschiedenen Verbänden, versammelr sind. Die Mir-
glieder des Ausschusses, der von Anfang an im EG vorgesehen war, werden
freilich, wenngleich auf Vorschlag der Verbände, vom Minisrerrar ernannr
(vgl. Art. 257 EGV). Versuche in Deutschland durch einen ,,'Wirtschafrs- und
Sozialrat" das deutsche Gesetzgebungssysrem zr ergänzen, sind mit Recht
gescheitert und haben auch für die Zttkurít keine Aussicht.

c) Das Recht gegen Vettbewerbsbeschränkungen

Ein Kartellrechr gibt es sowohl bei der EG wie bei den Mitgliedstaaten.
Die beiden Rechte, deren Vorschriften unmittelbar anzuwenden sind, kon-
kurrieren grundsätzlich miteinander, wenn auch das EG-Karrellrechr den
Vorgang genießt. Dieses erfasst freilich nur \Tettbewerbsbeschränkungen, die
,,den Handel zwischen den Mitgliedsraaten" beeinträchdgen, eine Klausel,
die jedoch recht weit ausgeiegt wird.

In ihrer Straþtur ähneln sich das europäische und das deutsche Kartell-
recht weithin. \Øährend sich das EG-Recht mit drei Komplexen (Kanellver-
bot, Missbrauchsverbot für Marktbeherrscher und Zusammenschlusskon-
trolle) begnügt, kennt das deutsche Rechr aber darüber hinaus noch eine
Reihe von Vorschriften, womir es den \ffettbewerb mögiichst lückenlos
schützen und auch der Rechtssicherheit dienen will.

Das wichdgste Institut beider Rechre ist das Verbot, das sich gegen be-
stimmte privatautonome \Øettbewerbsbeschränkungen (Kartelle, Monopol-
missbrauch) richtet und dementsprechend vor allem auf die privatrechtlichen
Rechtsgeschäfte präventiv einwirkt. Zur Durchsetzung des Verbots sind aber
auch die Karteilbehörden berufen, bei der EG die europäische Kommission,
in Deutschland das Bundeskarrellamt und die Landeskartellbehörden. Künf-
tig sollen die nationalen Kartellbehörden wesenriich srärker als bisher mit
den Befugnissen nach dem EG-Kartellrecht betraut werden.

(1) Das Kartellaerbot d.es $ 1 G\r{B beschränkt sich auf die Kartelle, d.h.
Vereinbarungen zur Regelung des rVettbewerbs zwischen Konkurrenren, wie
etwa über Preise, Produktion, Gebiete oder Absatz. Alle diese Absprachen,
auch bloße abgestimmte Verhaltensweisen sind verboren und folglich zivil-
rechtlich nichtig. Ein schuldhafter Verstoß gegen das Verbot wird zudem mit
Bußgeldern geahndet, die die Karrellbehörde fesrserzr. Auch kann die Kar-
teilbehörde das Verbot im Einzelfalldurch eine Unrersagungsverfügung kon-
kredsieren, ohne dass es auf ein Verschulden ankommt.

Gewisse Ausnahmen vom Kartellverbot geben SS 2-8 G\lB, so insbeson-
dere für Normen-, Typen- und Kondirionenkartelle, für Spezialisierungskar-
telle, für Mittelstandskartelle, Rationalisierungs- und Strukturkrisenkartelle.
Diese Ausnahmen werden von den Kartellbehörden ziemlich streng gehand-
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habt und spielen infolgedessen in der Praxis eine verhältnismäßig bescheidene
Rolle. Zudem bestehen inzwischen die Unrernehmen durchweg lieber im
\ü/ettbewerb mit anderen, zumai die \Wirtschaftsgrenzen gegenüber anderen
Ländern offen sind.

Das Kartelhterbot des Art. BI Abs. 1 EGV greift wesentlich weiter, indem
es auch v/ettbewerbsbeschränkende Klauseln in Ausrauschv erträgen erfasst.
Derartige Klauseln werden allerdings ganz überwiegend gem. Art. B1 Abs.3
EGV freigestellt. \lie weit die eigentlichen Karrelle von dem Verbot ausge-
nommen werden sollen, ist noch sehr umstritten. Bisher gibt es schon allge-
meine Ausnahmen für Spezialisierungs- und Forschungs- und Enrwicklungs-
abreden. Die Entwürfe der EG-Kommission vom Sommer 2000 scliagen
weit darüber hinausgehend vor, das geltende Verbotsprinzip durch ein
,,System der Legalausnahme" zt erserzen. Die \Øirksamkeit jeder Absprache
würde demzufolge davon abhängen, ob für sie die materiellen Vorausserzun-
gen des Art. 81 Abs. 3 EGV vorliegen. Ob der Vorschlag sich durchsetzt, ist
noch offen, zumal gewichtige Stimmen aus \Øissenschaft und Praxis durch-
greifende Bedenken angemeldet haben.

(2) Den Missbraucb einer rnarletbeherrschenden Stellwng verbieten $ 19
Abs. 1 G\X¡B und Art. S2 EGV mit ungefähr den gleichen \7orten. Diese Fälle
werden praktisch allein von den Kartellbehörden erledigt, da es sich fast nie
um ziviirechtliche Absprachen handek. In der Praxis treten die Vorschriften
gegenüber dem Kartellverbot sehr in den Hintergrund. Denn es fälit meisrens
schon sehr schwer, eine marktbeherrschende Stellung nachzuweisen, da sich
eine tWirtschaft mit offenen Grenzen überaus dynamisch entwickelt. Und
noch schwerer fällt es im Einzelfall, den Missbrauch einer besdmmten Maß-
nahme vom kompetitiven Verhalten zu unterscheiden. Dennoch bleibt die
Vorfeldwirkung der Vorschriften beträchtlich.

(3) Die Zwsammenschlus,sþ.ontrolle regeln beide Rechte in manchem erwas
abweichend, aber doch insoweit einheitlich, als jedes Zusammenschluss-
vorhaben von einer bestimmten Größe anzumelden ist und das Vorhaben so-
dann in strenger, {reilich im Kern prognostischer Rechrsanwendung darauf
geprüft wird, ob dadurch die lffetrbewerbsverhältnisse verschlechrerr wer-
den, dass durch den Zusammenschluss eine markrbeherrschende Stellung
entsteht oder versrärkr v¡ird. Strenge Fristen, die mir der Anmeldung des
Vorhabens beginnen, nötigen die Karrellbehörde zu einem zügigen Verfahren
und gewähren den beteiligten lJnternehmen eine gewisse Rechtssicherheit,
die überdies in praxi noch dadurch versrärkr wird, dass die Beteiligten in der
Regel das Vorhaben rechtzeitig vorher mir der zusrändigen Kartellbehörde
vorbesprechen.
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d) Das Allgemeine Lenkungsrecht

Das Allgemeine Lenkungsrecht ist sowohl auf europäischer wie auch auf
deutscher Ebene in den letzten Jahrzehnten im-e. -ãh, gegenüber privat-
autonomie und \fi/ettbewerb zurückgetreten. Dies gilt namentlich fùr das
deutsche Preisrecht, obwohl das Preisgese tz von 1,94g mir einer überaus weit-
gefassten Ermächtigung nach wie vor gilt, welche das Bundesverfassungs-
gericht inzwischen aber sachgerecht reduziert hat (BVer{GE 65, 24fÐ. õie
EG hat von vornherein auf allgemeine preisregelungen verzichtet. Das
Subventionsrecht regelt der EGV durch ein grrrrrdsatzliches verbot, Art.g7
Abs. 1. Es soll den rwettbewerb der unrernehmen vor derartigen verfäl-
schungen (durch die Mitgliedstaaten) sichern, so weit sie den zwi-schenstaar-
lichen Handel beeinrrächtigen. Die Ausnahmen, die Art. gZ Abs. 2 EGV
zulässt, spielen in der Praxis sowohl der EG als auch der Mitgliedsta¿ren eine
außerordentlich große Rolle. Ein Bewirtschaftungsrecht Js Notrechr für
Krieg und andere Norzeiten, kennt lediglich das deursche Rechr; es ist bisher
nicht zum Zuge gekommen.

3. B e sond.ere s tny'irtsch aftsrecht

Ein von den Grundsätzen der Gleichheit und Freiheit bestimmtes \lirr-
schaftsrecht kann Ausnahmen von den allgemeinen Regeln nur aus besonde-
ren Gründen zulassen- vieie branchenbezogenen orãnungen, die für das
dzutsche Recht lange zeit typìsch waren, sinã deswegen in ien ietzten Jahr-
zehnten enrweder aufgehoben oder doch berächtlich liberalisiert *o".d"rr.
Das hat in ersrer Linie die Liberalisierungspolitik der EG bewirkr. Freilich
sieht der EGV selbst von Anfang an gewisse Spezialregelungen vor, so namenr-
lich für die Landwirtschaft (Art.32Í[.) unã ftr den vãrkehr (Art.I7ff.).
Später sind die ,,traiseuropäischen Netze" (Art. 154ff.) und der verbrau-
cherschutz (Art. 153) sowie das vergaberecht hinzugekommen. Der Ver-
braucherschutz bedroht sogar die klassische Korrzepiion des rx/irtschafrs-
rechts dadurch, dass er den Menschen nicht mehr als Rechtsperson, sondern
primär als verbraucher sieht, die Probleme einseitig aus dem verbraucher-
interesse in den Blick nimmt und darüber die Interessen der anderen Beteilig-
ten wie der Arbeitnehmer und LJnternehmer vernachlässigt

-- 
a) Das^moderne vergaberecht (lur größere Aufträge der Bauwirtschaft, der

'warenlieferung und der Dienstleistungen) stelh die bisher größte Leisiung

{.:.*..o.pifo:hen Gesetzgebers im Besonderen \Øirtschaftsrei'ht dar. Es regeli
freilich lediglich das vergabeverfahren, aber dies nicht bloß für die öffår-
lichen Auftraggeber, also den Staat und die Gemeinden (einschließlich ihrer
Körperschaften und lJnternehmen), sondern auch für vier Branchen, näm-
lich ftir {Jnternehmen der \íasser-, Energie- und verkehrsversorgung sowie
des Telekommunikationssektors. Diese Richtlinien hat der d..rtrJh. é.r"rr-
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geber inzwischen transformiert und zwar iî SS 97ff. G\{/B mit Ztständrg-
keiten des Bundeskartellamts und der Kartellgerichte. Daraus ergibt sich die
Hoffnung, dass die Vergabepraxis auf diese \Weise ieichter aus dem bisherigen
haushaltsrechtlichen Kontext gelöst und künftig mehr als Teil des \íett-
bewerbsrechts, jedenfalls des \flirtschaftsrechts verstanden wird.

b) Die Agrarmärkte werden seit Jahrzehnten von der EG geregelt, deren
Agrarpolitik von Beginn an zu den,,Grundlagen der Gemeinschaft" gehört.
Sie hat einen einheidichen Markt fi.i,r Agrarerzeugnisse mit einem eigenen
Preissystem hervorgebracht, ihn aber zugleich gegenüber den Auslands-
märkten abgeschirmt. Daraus ergeben sich außerordentlich hohe Kosten, die
etwa die Hälfte des Gemeinschaftshaushalts ausmachen. Nachdem die
Agrarpolitik in Konflikt mit den Liberalisierungsstreben der 1VTO geraten
war und die Aufnahme neuer, mehr agrarisch orienûierter Länder Osteuropas
bevorsteht, ist die EG auf der Suche nach einer neuen Agrarpolitik. Die übri-
gen Zuständigkeiten in diesem Bereich liegen weiter beim nationalen Recht,
so insbesondere die schwierigen Fragen, die sich aus dem Abwandern in die
Städte und aus den ungünstigen Produktionsverhältnissen (2.8. Bergland-
wirtschaft) ergeben.

c) Die Versicherangszøirtschaft unð ihre Märkte werden zum Teil durch
das Versicherungsaufsichtsgesetz von 1901 (mit späteren Änderungen) und
zum Teil durch EG-Richtlinien geregelt. Das lJnternehmensrecht, das die
beiden zulässigen Rechts{ormen, Aktiengesellschaft und Versicherungsverein
auf Gegenseitigkeit, zum Schutz der Anspruchsberechtigten sehr sorgfältig
regelt, findet sich noch immer im VAG. Die EG-Richtlinien haben vor allem
die Niederlassungs- und Dienstieistungsfreiheit verwirklicht, aber auch die
Aufsicht (durch das Bundesaufsichßamt für Versicherungswesen) etwas
zurückgenommen, um den Gemeinsamen Markt herzustellen.

d) Die Kreditwirtschaft und die Kapitalmärþ,te sind inzwischen ebenfalls
wesentlich in den Gemeinsarìen Markt integriert. Die Niederlassungsfreiheit
und den freien Dienstleistungsverkehr brachte schon eine Richtlinie von
1973. Dennoch blieben die Aufsichmbefugnisse bei den Mitgliedstaaten, in
Deutschland bei dem Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen sowie der
später errichteten rüertpapier-Aufsicht, die zum Teil durch Richdinien har-
monisiert worden sind. Eine EG-Aufsicht ist auch auf längere Zeit nicht
geplant. \Øohl aber gelten für die Kreditinstitute der EG einheitliche Regeln
über wichtige Fragen wie den Jahresabschluss und seine Offenlegung, die
Ausstattung mit Eigenmittel, über Großkredite und Einlagensicherung, wei-
ter für Börsenprospekte, für Insider-Haftung, Investmentfonds u. a. m.

e) Das Energiewirtscbaftsrecht, das in Deutschland lange Zeit durch ge-
setzlich gesicherte Regionalmonopole bestimmt war, ist in den letzten Jahren
gleichfalls in den Gemeinsamen Markt einbezogen worden. Infolgedessen
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werden strom und Gas auch über die Grenze gehandelt und ist die Durch-
leitung durch besrehende Leitungen gewährleister, deren Einzelheiten eine
vereinbarung der zuständigen verbände regelt. In Deutschland .wurde dem-
enrsprechend 1998 ein neues Energiewirtschaftsgesetz eriassen. Die preisauf-
sicht über die Stromrarife blieb jedoch erhaiten.

fl Das verþehrsrairtschaftsrecht gliedert sich nach wie vor in verschiedene
Tweige, die unterschiedlich geordner sind: personenbeförderung und Güter-
beförderung auf dem Lande, beide unterteilt in Eisenbahnen- und Straßen-
verkehr, weiter Binnenschiffsverkehr, Seeverkehr und Luftverkehr. Die ver-
kehrspolitik der EG (vgl. Art. zoff. EGV), die praktisch ersr 1985 begann, har
mittlerv¡eile eine gewisse Gestak angenommen, namentlich für die verkehrs-
sicherheit und den rJmweltschurz. viele Fragen bleiben aber weiterhin den
Mitgliedstaaten überlassen, so besonders die Aufgabenteilung zwischen den
Verkehrsträgern und die Aufsicht über die lJnternehmen.

g) Das Medienuirtschaftsrecht liegt noch weitgehend bei den Mitglied_
staaten. Die Presse genießt in Deutschland einen besonderen Schutz ãurch
Art. 5 GG. Sie q/ird fasr ausschließlich von privaten l]nternehmen betrieben,
die das Grü/B, um den \üettbewerb zu sichern, in ihrem exrernen \flachstum _
durch Zusammenschlüsse - besonders beschrä'kt; vgl. $35 .Nbs.2 Satz2
G\Ø8. Die Rundfunk- und Fernsehunrernehmen sind reils privat, teils von
eigenen öffentlich-rechtlichen Ansrahen gerragen, die aber so weit wie mög-
lich staatsfern, jedoch nicht parteienfern gehalten werden. Die EG har in der
Fernseh-Richtlinie von 1989 einige Fragen insbesondere über die rüerbung
und manche Schutzvorschrifren harmonisiert.

h) Das Programm der Transewropàischen Netze, das erst der Maastricht-
vertrag gebracht hat (Art. 154ff. EGV), bezieht sich auf verschiedene Bran-
chen, nämlich den verkehr, die Energiewirrschaft und die Telekommunika-
tion' Das ziel, díe Infrastruktur auf diesen Gebieten EG-weir zu verbessern,
soÌl auf mehreren \wegen erreicht werden. So soll der zugangzu den Nerzen
erleichtert und auch geographisch ungünstig gelegene Teriito.ie' optimal
Yersorgt werden.

III. Das \flirtschaftsrecht im Rechrssystem

-1. Das rüirtschaftsrecht lässt sich mit zzt,ei- oder aøch dreid.imensionalen
system,orstellwngen nicht erfassen. Es wird auch deswegen von allen denen
nicht verstanden, die das gesamte Rechtssystem in solchen Dimensionen,
praktisch vor allem auf einer \(/andrafel, darsrellen wollen. Aber, auch vom
\Øirtschaftsrecht abgesehen, beruht jedes entwickelte Rechtssysrem auf zu
vielen Grundprinzipien, als das zu seiner Darsrellung zwei- oder drei Di-
mensionen ausreichen würden. Folglich lässr sich ein Rechtssystem heur-
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zutage nicht mehr einfach abbilden, sondern nur durch eigenes Denken
erfassen.lo

2. Die gesamtrøirtschaftliche RichtigÞ,eit als das Grundprinzip des SØirt-

schaftsrechts berührt, wie sich gezeigt hat, eine ganze Reihe von anderen

Systembereichen, ohne diese aber aus ihrem Zusammenhang herauszulösen.
So bleibt z.B. das gesamte Privatrecht in seinem Kontext unangetastet, auch
wenn der Austauschvertrag als Element des \flettbewerbs innerhalb des \íirt-
schaftsrechts eine besondere Aufgabe hat.11 Ebenso kann sich das Gesell-

schaftsrecht weiter nach seinen Vorgaben entwickeln, auch wenn es im \Wirt-

schaftsrecht als Teil des {Jnternehmensrecht erscheint.l2 Auch das Verfas-
sungs- und das Verwaltungsrecht leben in ihrer Eigenständigkeit ungestört
weiter, obwohl sie im líinschaftsrecht besondere Aufgaben zu übernehmen
haben.

-1. Obwohl sich das rWirtschaftsrecht nach alledem nicbt ganz leicht erfas-

sen Iàsst, kann niemand mehr seine Existenz als eigenes Rechtsgebiet be-
streiten. Vollte man es ignorieren und seine Phänomene nach dem (Vand-
ta{e1-)System des 19. Jahrhunderts im Privatrecht oder im öffentlichen Recht
suchen, so würde dies zu großen praktischen und theoretischen Irrwegen
führen, vor allem dem G¡undgedanken der gesamtwirtschaftlichen Richtig-
keit keinen Platz lassen. Ähnlich wie die Computer'nicht mehr mit den
Instrumenten und Erfahrungen des traditionellen Maschinenbaus erfasst
werden können, ist das moderne Rechtssystem und besonders das \Øirt-
schaftsrecht als eines setner Zentralgebiete nur mit akribischem Denken und
mit einiger Mühe zu begreifen.

r0 Vgl. dazu des Näheren Rittner über die Notwendigkeit des rechtssystematischen
Denkens, in: FS für K.lV. Nörr,2003 S. 804.

11 Vgl. dazu des Nähe¡en Rzi¿zer Über das Verhältnis von Vertrag und Vertbewerb, AcP
188 (1e88) 101.

12 Ygl. daz;u des Näheren RittnerUnternehmensrecht und lJnternehmerfreiheit, 1998,
s. 87, 104.

Kartellverbot und Ausschließlichkeitsbindungen
b ei Alleinvertriebsvereinbarungen

nach der sechsten Kartellrechtsnovelle

Neuere Tendenzen bei der Abgrenzung zwischen $ 1

und $ 16 G\ØB unter Berücksichtigung der ,,Schirm"-GFVO
(EG Nr. 27e0/leee)

C¡nsrn¡{ ScHÄprn

I. Einführung

Die Neufassung des Kartellverbots in $ 1 G\lB durch die sechste Kartell-
rechtsnovellel hat alsbald zu Diskussionen darüber geführt, ob hieraus Kon-
sequenzen für seine Anwendung auf Vertikaivereinbarungen zu ziehen sind.
Bekanndich unterscheidet das deutsche Kartellrecht, anders als Art. 81 EG,
zwischen horizontalen und vertikalen lüettbev¡erbsbeschränkungen, indem
es nur Kartelle per se verbietet, die \lettbewerbsbeschränkungen zwischen
IJnternehmen verschiedener Marktstufen dagegen überwiegend nur einer
Mißbrauchskontrolie unterwirft (S 16 G\øB), womit es auf deren wett-
bewerbspolicische Ambivalenz Rücksicht nimmt.2 An. dieser strengen lJnter-
scheidung zwischen verbotenen horizontalen und - in ihren wichtigsten
Fällen nach $ 16 - bloß verbietbaren vertikalen \leubewerbsbeschränkungen
hat der Gesetzgeber nichts verändern wollen.3 Dennoch hat sich alsbald ein
Streit namentlich zwischen Karsten Schmidta und Fritz Rittners darüber
erhoben, ob die bisherige Linie von Rechtsprechung und hL der Sache nach
fortgeführt werden kann, derzufolge horizontale von vertikalen Beschrän-
kungen anhand des Tatbestandsmerkmals ,,zu einem gemeinsamen Zweck"
abgegrenzt wurden, weil eben dieses Merkmal durch das Erfordernis eines

1 BGBI. I i998, S. 2546ff., in krafr s eir 7. 7. 1999.
? Zur elfektivitätssteigernden'Wirkung von Ausschließlichkeitsvereinbarungen in verti-

kalen Vertriebssystemen erwa MöschelEtZ\XI 1995,817,81.8; Dreher\luW 1,994,881,9A7
Fritscbe ZIìR 160 (1996) 37, 451.; oan d.en Bergh/CamesøscaYJuV 1998, 1147,7153.

3 BegrRegE, BT-Druclcs. 13/9720, 5. 31.
a Karsten Schmidt in FS Sandrock, 2000, 833 und \Øu\Ø 2000, 1 199.
5 Rittner -Vb-VI 

2000, 696 rnd 7204, s. a. dens. 'üettbewerbs- und Kartellrecht, 6. Aufl.
1999,$7Rn16.


